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Einleitung: Gegenstand und Untersuchungsgang 

Das Recht der leitungsgebundenen Energieversorgung ist in die Diskussion ge-
raten. Der Bundeswirtschaftsminister  hat einen Vorschlag vorgelegt, mit dem das 
Energiewirtschaftsgesetz  novelliert werden soll.1 Noch erheblich weitergehendere 
Änderungen werden die in der Europäischen Gemeinschaft vorgelegten Vorschläge 
zur Reform des Energiewirtschaftsrechts  auslösen, sobald sie in Kraft  treten.2 Da-
bei stehen die Richtlinie für den Elektrizitätsbinnenmarkt und die Richtlinie für 
den Erdgasbinnenmarkt ganz im Vordergrund. Dementsprechend hat sich eine um-
fangreiche Diskussion zu diesen Richtlinien entwickelt, auch und gerade in rechtli-
cher Hinsicht. Das hängt zum einen damit zusammen, daß die Aussagen der Richt-
linien nicht selten unsicher bzw. nicht einfach zu erschließen sind, wie das im übri-
gen auch für viele andere Richtlinien gilt. Des weiteren ist heftig umstritten, ob die 
Europäische Gemeinschaft überhaupt die Kompetenz zum Erlaß der Richtlinien 
besitzt und ob die Richtlinien mit den materiellen Vorgaben des primären Gemein-
schaftsrechts vereinbar sind. Schließlich stellt sich die Frage, welches umweltpoli-
tische Potential in den Richtlinien steckt. Immerhin haben die Umweltminister des 
Bundes und der Länder das Thema der Energierechtsreform  aufgegriffen,  weil eine 
solche Reform auch Hindernisse für eine resourcenschonende und umweltbela-
stungsarme Energieerzeugung und -Verteilung beseitigen kann.3 Alle diese Fragen 
sind Gegenstand der folgenden Studie, die auf eine im Auftrag des Umweltbundes-
amtes entstandene Untersuchung zurückgeht. 

Der Begriff  des Energierechts wird im folgenden, von Ausnahmen im Bereich 
der Bestandsaufnahme abgesehen, eng verstanden und auf den Bereich der lei-
tungsgebundenen Energiewirtschaft,  konkret auf die Elektrizitätswirtschaft  und die 
Gaswirtschaft,  beschränkt. Es geht also um Regelungen für die in diesem Bereich 
tätigen Unternehmen, die Energieversorgungsunternehmen im Sinne des deutschen 
Rechts, unter Einbeziehung der Regelungen für die Beziehungen dieser Unterneh-
men zu Dritten. Angesichts der Ausgangslage und der zu diskutierenden Vorschlä-
ge wird dabei der Elektrizitätswirtschaft  besonderes Gewicht zukommen. 

Im einzelnen werden im ersten  Teil der Studie (Teil A) die Gehalte des primären 
EU-Energierechts dargestellt. Dem folgt ein Überblick über das sekundäre EU-
Energierecht im weiteren Sinne. Eine nähere Untersuchung erfährt  dann das sekun-

1 DazuuntenE.IV. 1. 
2 Dazu unten E. IV. 2. 
3 Vgl. den Bericht der 40.Umweltministerkonferenz  am 5.16. 5. 1993 in Luxemburg. 
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dare Energierecht im engeren Sinne, also das Recht der leitungsgebundenen Ener-
giewirtschaft. 

Im zweiten  Teil der Untersuchung (Teil B) wird der vorgeschlagene Ausbau des 
EU-Energierechts näher dargestellt. Sowohl die Richtlinie für den Elektrizitätsbin-
nenmarkt wie die Richtlinie für den Erdgasbinnenmarkt werden in voller Breite 
analysiert. 

Im dritten  und vierten  Teil der Studie (Teile C und D) geht es um die Vereinbar-
keit der beiden Richtlinien mit primärem Recht. Insoweit stellen sich zunächst Fra-
gen der Regelungskompetenz. Dabei geht es nicht nur um die Auslegung der ein-
schlägigen Kompetenznormen, sondern auch um die Fragen der Subsidiarität so-
wie um den Vorbehalt zugunsten der Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaft-
lichen Interesse nach Art. 90 Abs. 2 EGV. Des weiteren ist die Vereinbarkeit der 
Richtlinien mit den EG-Grundrechten näher zu untersuchen, wobei der Eigentums-
gewährleistung besonderes Gewicht zukommt. 

Im fünften  und letzten Teil der Studie (Teil F) geht es dann um den Zusammen-
hang von Umweltschutz und dem Ausbau des Energierechts. Dazu sind die ein-
schlägigen Umweltschutzvorgaben des primären Rechts und das umweltpolitische 
Potential der Energiebinnenmarkt-Richtlinien zu erörtern. Dem folgt eine kurze 
Darstellung der Schwachpunkte, insbesondere ökologischer Art, wie sie das in 
Deutschland geltende Energiewirtschaftsrecht  aufweist. Auf dieser Grundlage sind 
dann die beiden wichtigsten Vorschläge zur Reform des Energierechts in Deutsch-
land, der Durchleitungsvorschlag und der Poolvorschlag, darzustellen und darauf-
hin zu überprüfen,  wieweit sie die Richtlinien für den Energiebinnenmarkt umset-
zen und das in diesen Richtlinien enthaltene Potential nutzen. 



Α. Bestandsaufnahme des geltenden EU-Energierechts 

I. Das primäre Energierecht 

1. EGKS-Vertrag und EAG-Vertrag 

Im primären Recht der Europäischen Union, vor allem also in den Gründungs-
verträgen, spielt das Energierecht eine sehr unterschiedliche Rolle. In zwei Teilbe-
reichen gibt es umfangreiche Regelungen: Für den Teilbereich „Kohle" im Vertrag 
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften für Kohle und Stahl (EGKSV) 
und für den Teilbereich „Kernenergie" im Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Atomgemeinschaft (EAGV). Für den Kohlesektor sieht der Vertrag zur Gründung 
der Europäischen Gemeinschaften für Kohle und Stahl auf der einen Seite die 
„Schaffung,  Aufrechterhaltung  und Beachtung normaler Wettbewerbsbedingun-
gen" vor.1 Auf der anderen Seite ermächtigt der Vertrag zu Quoten- und Vertei-
lungssystemen und enthält damit weitreichende Interventionsbefugnisse und Inter-
ventionsinstrumente.2 Umfangreiche Regelungen und Ermächtigungen finden sich 
auch im Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft.3 

Gleichwohl haben die beiden Verträge nur eine begrenzte Bedeutung zu gewin-
nen vermocht, nicht zuletzt deshalb, weil die Verträge zu Zeiten formuliert  wurden, 
als die Energieträger Kohle und Kernenergie knapp waren.4 Angesichts des Über-
schusses an Kohle, der entgegen der ursprünglichen Erwartungen in der Folge das 
Problem war, konnten die an der Knappheit orientierten Instrumente des Vertrags 
über die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl nicht sinnvoll eingesetzt 
werden.5 Dies führte dazu, daß selbst im Kohlebereich - statt die Ermächtigungen 
des Vertrags über die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl zu nutzen -
auf die allgemeinen Ermächtigungen des Vertrags zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft  (EWGV) zurückgegriffen  wurde und wird.6 Ähnliches 

ι Art. 5 Abs. 2 EGKSV. Dazu Laujfer,  Kohlepolitik im EG-Binnenmarkt, RdE 1993, 139. 
2 Dazu etwa Oppermann,  Europarecht, 1991, Rn. 1183 ff.;  Beutler  u.a., Die Europäische 

Union, 4. Aufl. 1993, 485 f.; Grunwald,  in: Röttinger/Weyringer (Hg.), Handbuch der Euro-
päischen Integration, 1981, 887 ff.;  Lukes , in: Dauses (Hg.), Handbuch des EG-Wirtschafts-
rechts, 1993, M Rn. 12 ff. 

3 Vgl. Grunwald,  in: Röttinger / Weyringer (Hg.), Handbuch der Europäischen Integration, 
1981, 890 ff.; Lukes , in: Dauses (Hg.), Handbuch des EG-Wirtschaftsrechts,  1993, M 
Rn. 21 ff.;  Oppermann,  Europarecht, 1991, Rn. 1198 ff. 

4 v. Scholz,  in: v. d. Groeben u. a. (Hg.), Kommentar zum EWG-Vertrag, 4. Aufl. 1991, 
Anhang: Energiepolitik, Rn. 14. 

5 Beutler u. a., Die Europäische Union, 4. Aufl. 1993, 487. 


